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„Es gibt nur eine Sache auf der Welt die teurer ist als Bildung: Kei-
ne Bildung!“ (John F. Kennedy). In der heutigen Wissensgesellschaft 
ist Bildung vielleicht zum fundamentalsten aller Rohstoffe geworden. 
Bildung schafft ein werteorientiertes Fundament für den gesell-
schaftlichen Erfolg in nahezu allen Lebensbereichen. Wie teuer aber 
ist Bildung wirklich?

Dieser Frage geht das Heidenheimer Steinbeis-Transferzentrum 
Wirtschafts- und Sozialmanagement im Rahmen einer Studienreihe 
im Auftrag der Software AG-Stiftung nach. Am Beispiel des Saarlands 
wird ermittelt, welche Kosten ein Schüler an öffentlichen Schulen pro 
Jahr aus betriebswirtschaftlicher Sicht verursacht.

Die Berechnungen basieren dabei ausschließlich auf öffentlich zu-
gänglichem Zahlenmaterial, das betriebswirtschaftlichen Anforde-
rungen folgend aufbereitet, analysiert und interpretiert wird. Sowohl 
auf Landes- als auch auf Kreis- bzw. Kommunalebene werden so die 
relevanten Kostenpositionen erfasst. Damit entsteht ein umfassen-
des, belastbares Zahlenwerk, das die Basis für weiterführende bil-
dungspolitische Diskussionen schaffen kann.
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Vorwort

Mit dem Saarland, dem kleinsten Bundesland der Republik (lediglich der Stadt-
staat Bremen ist an Fläche und Einwohnerzahl geringer einzustufen), wird eine 
Serie von Berechnungen der Schülerkosten nun vervollständigt, die 2004 mit 
den Bundesländern Baden-Württemberg und Hessen begonnen hatte.1 Damals 
hatte die Software AG-Stiftung dem Steinbeis-Transferzentrum Wirtschafts- und
Sozialmanagement erstmals den Auftrag erteilt, die Kosten zu ermitteln, die 
durch einen Schüler einer Schule in staatlicher Trägerschaft entstehen. Diese 
Kosten sind weder bekannt noch leicht zu ermitteln – und doch Grundlage 
durchaus weitreichender Entscheidungen und Planungen im Bildungsbereich 
und darüber hinaus. Das limitierte Wissen erscheint bei näherer Betrachtung 
weit weniger zu überraschen: Selbst vertiefte Kenntnisse des internen Rech-
nungswesens, der Kameralistik und der politischen und juristischen Kontexte 
erleichtern die Beantwortung der Kostenfrage nur unwesentlich.

Die Stifterpersönlichkeit Dr. h. c. Peter Schnell hält ein vielfältig ausgestaltetes 
Bildungsangebot, das auch von möglichst vielen – nach Eignung und Neigung –
genutzt werden kann, für ein unverzichtbares Kriterium einer sich dynamisch 
entwickelnden Gesellschaft. Diese Nutzung darf jedoch keinesfalls aufgrund der 
wirtschaftlichen Verhältnisse der Familie und möglichst auch nicht ausschließ-
lich aufgrund geographischer und/oder bürokratischer Zufälligkeiten einge-
schränkt werden. Die angestrebte Pluralität wird durch die von ihm ins Leben 
gerufene Software AG-Stiftung in vielfältiger Weise gefördert. 

Offensichtlich können Schulen in staatlicher Trägerschaft allein den wachsenden 
Bedarf an alternativen pädagogischen Konzepten nicht befriedigen. Dies muss 
zwangsläufig in einen Bedarf an anderen Trägerschaften münden, der sich auch 
tatsächlich in einer steigenden Zahl von Schulen in freier Trägerschaft manifes-
tiert. Diese freien Schulträger wiederum sehen sich mit einem existenzgefähr-
denden Dilemma konfrontiert, das darin besteht, dass die staatlichen Finanzhil-
fen nicht annähernd die Existenz von Schulen in freier Trägerschaft sichern, das 
von den Eltern zu erhebende Schulgeld jedoch durch das Sonderungsverbot des 
Art. 7 GG limitiert ist. Es muss also auch darum gehen, valide und belastbare 
Zahlen zu haben, wenn es etwa darum geht, die staatlichen Zuschüsse zu Schu-

1 Vgl. Eisinger, B./Warndorf, P. K./Feldt, J./Ziehr-Unmüßig, P. (2004a); (2004b).
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len in privater Trägerschaft zu vereinbaren. Die hier durch das Steinbeis-
Transferzentrum Wirtschafts- und Sozialmanagement ermittelten und vorgestell-
ten ökonomischen Parameter können sicher nicht dem Anspruch genügen, alle 
denkbaren schulspezifischen Fragestellungen einer rationalen Beantwortung zu-
zuführen. Trotz aller Bemühungen, ein Maximum an Präzision im Ergebnis zu 
erzielen und in der Berechnung walten zu lassen, muss konstatiert werden, dass 
ein schwer zu quantifizierendes Ausmaß an Unschärfe in den vorgelegten Resul-
taten enthalten bleibt. Diese Unschärfe ist partiell unvermeidbar und sachimma-
nent, in anderen Teilen sicher auch dadurch bedingt, dass vorliegende Daten 
verzögert oder gar nicht öffentlich zugänglich gemacht werden. An verschiede-
nen Stellen der Kalkulation sind folglich immer wieder Setzungen, Schätzungen 
und Annahmen zu rekurrieren, die im Einzelfall sicher diskutiert werden kön-
nen, aber definitiv allenfalls marginale Ergebnisbeeinflussungen zeitigen dürf-
ten.

Mit dem hier vorgelegten Bericht für das Saarland liegen nun Zahlen für das ge-
samte Bundesgebiet vor. Die Ergebnisse sind nicht ohne weiteres vergleichbar, 
was keineswegs nur den unterschiedlichen Erhebungszeiträumen geschuldet ist. 
Erschwerend kommt hinzu, dass Länder und Kommunen keine identischen oder 
wenigstens sofort transparente gesetzliche, politische oder bildungsökonomische 
Grundlagen haben. Die dadurch evozierte Arbeit wurde durch die unterschied-
lich weit fortgeschrittene Umstellung von der Kameralistik auf die Doppik er-
schwert.

Prof. Dr. Dirk Randoll, dem zuständigen Projektleiter bei der Software AG-
Stiftung, kommt als treibender Kraft das Verdienst zu, über sieben Jahre hinweg 
die Fäden in der Hand gehabt und gezogen zu haben, was sich auf die Koopera-
tion zwischen dem Steinbeis-Transferzentrum Wirtschafts- und Sozialmanage-
ment und der Software AG-Stiftung positiv auswirkte.

Während dieser Jahre hat sich in der Finanzierung der Bildungslandschaft 
durchaus einiges getan – so wurden in den verschiedenen Bundesländern ange-
kündigte Streichungen nicht vorgenommen, in anderen die Berechnungsgrund-
lage angepasst oder die Zuschüsse erhöht. Das Klima zwischen öffentlichen und 
privaten Trägern des Schulwesens hat sich wohl meist – nach anfänglichen Irri-
tationen – versachlicht. Ob das stets den erstellten Gutachten zuzuschreiben war, 
mag zunächst offen bleiben, der Sache abträglich waren sie sicher nicht. 



Vorwort VII

Zum Abschluss dieser nunmehr vollständigen Erhebung der Schülerkosten in 
Deutschland ist es den Autoren ein Bedürfnis neben den genannten Personen 
auch zwei weiteren Herren zu danken, die keineswegs immer nur im Hinter-
grund hilfreich mitgewirkt haben: 

Prof. Dr. Horst Ph. Bauer, Vorstandsmitglied der Software AG-Stiftung hat sich 
stets offen und interessiert für die Thematik gezeigt und, ebenso wie der Kom-
munikationsdirektor der Software AG-Stiftung, Walter Hiller den einen oder 
anderen Stein aus dem Weg geräumt. Es ist durchaus bemerkenswert, mit wel-
cher konstruktiven Hilfsbereitschaft sich beide Herren an der gemeinsamen 
Aufgabe beteiligt haben. Dieses Engagement ging über das Erwartbare hinaus 
und war getragen von einem Bewusstsein einer gemeinsamen Sache dienen zu 
wollen, nämlich einen Beitrag zu leisten für eine optimale Gestaltung der bun-
desdeutschen Bildungslandschaft. Wenngleich auch nicht eine vollständige Ei-
nigkeit herrschte (oder auch nur angestrebt wurde) über das, was als optimal an-
gesehen werden kann, so einte allemal das Bedürfnis nach wissenschaftlicher 
Objektivität und das Unbehagen an sachfremden Motiven und Erwägungen in 
diesem so sensiblen Bereich unserer Gesellschaft.

Professor Dr. Bernd Eisinger Professor Dr. Peter K. Warndorf
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1. Präzisierung des Untersuchungsauftrags

Bildung stellt einen Grundpfeiler der gesellschaftlichen Entwicklung einer Kul-
tur dar. So verwundert es nicht, dass in Deutschland der Bildung nicht erst in der 
Gegenwart größere Bedeutung beigemessen wird. Vor diesem Hintergrund ha-
ben die Ergebnisse der verschiedenen PISA-Studien eine öffentliche Auseinan-
dersetzung mit Bildung und Bildungspolitik unumgänglich gemacht. Dabei steht 
im Zentrum der Diskussion letztlich die Frage nach der Effizienz unserer Schu-
len und des Bildungssystems im weiteren Sinne. Wie leistungsfähig ist unser 
Bildungssystem? Aus streng ökonomischer Sicht stellt die Bildung eine Investi-
tion ins Humankapital dar. Dabei schlägt sich die Vermittlung von spezifischen 
Fähigkeiten und Kenntnissen vor allem in der Wettbewerbsfähigkeit einer 
Volkswirtschaft nieder. Was aber ist der Ertrag eines Bildungssystems und wie 
steht dieser im Verhältnis zu den entstehenden Kosten? Zur Klärung der aufge-
worfenen Frage bedarf es einer Effizienzanalyse, die es vermag, zwei Teilberei-
che zu trennen und beiden gerecht zu werden: Zum einen ist die Analyse und 
Bewertung des Outputs des Bildungssystems notwendig. Dabei werden jene öf-
fentlichkeitswirksamen Aspekte berührt, die – durch Schlagwörter wie Bil-
dungsnotstand oder Zwei-Klassen-Bildung geprägt – die herrschende Lern- und
Lehrkultur sowie das Niveau der Breitenbildung betreffen. Zum anderen muss 
ein Bewusstsein für die tatsächlich anfallenden Kosten, welche durch das Bil-
dungssystem verursacht werden, entstehen, sodass letztendlich geklärt werden 
kann, welchen Preis unsere Gesellschaft für das Gut Bildung bezahlt. Hierbei ist 
es unumgänglich, die tatsächlichen Kosten der Produktion von Bildung zu ana-
lysieren, um eine Vorstellung von der Effizienz unseres Bildungssystems zu er-
langen.

Im deutschen Bildungswesen ist die Berechnung von finanzstatistischen Kenn-
ziffern eine wenig ausgeprägte wissenschaftliche Teildisziplin. Zwar wurden 
verschiedene finanzstatistische Ansätze bereits seit Anfang der 1950er Jahre 
entwickelt und gegen Ende der 1980er Jahre in regelmäßigen Berechnungen des 
Deutschen Instituts für Internationale Pädagogische Forschung umgesetzt. Diese 
Berechnungen der Schülerunitcosts stellen jedoch eine reine Ausgabenrechnung 
dar. Im Rahmen der jüngsten Anstrengungen bezüglich der Harmonisierung der 
internationalen Bildungsstatistik wurden von der Organization for Economic 
Cooperation and Development (OECD) jedoch verschiedene methodische Rah-




